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Gesetzliche Grundlage:

Königlicher Erlass vom 22. März 1969 zur Festlegung des Statuts der Personalmitglieder des Gemeinschaftsunterrichtswesens

Dekret vom 14. Dezember 1998 zur Festlegung des Statuts der subventionierten Personalmitglieder des freien subventionierten Unterrichtswesens und des freien subventionierten Psycho-Medizinisch-Sozialen Zentrums

Dekret vom 29. März 2004 zur Festlegung des Statuts der subventionierten Personalmitglieder des offiziellen subventionierten Unterrichtswesens und der offiziellen subventionierten Psycho-Medizinisch-Sozialen Zentren

Dekret vom 27. Juni 2005 zur Schaffung einer autonomen Hochschule

Dekret vom 31. März 2014 über das Zentrum für die gesunde Entwicklung von Kindern und Jugendlichen
1 Rechtsanspruch
Seit dem 1. September 2021 haben qualifizierte Personalmitglieder ein Recht auf eine Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn. Es handelt sich wohlgemerkt um ein Recht für die Personalmitglieder, dem der Schulträger Rechnung tragen muss. Falls das Personalmitglied nicht von diesem Recht Gebrauch machen möchte, teilt es dem Schulträger dies schriftlich mit, der es dann auf bestimmte Dauer bezeichnet bzw. einstellt.

In den Bezeichnungs- und Einstellungsdokumenten ist deutlich zu vermerken, ob es sich um eine Bezeichnung/Einstellung auf bestimmte Dauer, auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn oder auf unbestimmte Dauer handelt (im ersten Fall ist ein Enddatum anzugeben).

2 Bedingungen für eine Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn
Ein Personalmitglied erwirbt das Recht auf eine mögliche Einstellung/Bezeichnung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn (UZWAD), wenn es 
· die Bezeichnungs- bzw. Einstellungsbedingungen erfüllt und 
· die gemäß Sprachendekret verlangte gründliche Kenntnis der Unterrichtssprache und/oder der Fremdsprache nachweisen kann.
Ein Personalmitglied kann also UZWAD werden, wenn es neben allen anderen Bezeichnungs- bzw. Einstellungsbedingungen über den erforderlichen oder für ausreichend erachteten Befähigungsnachweis verfügt oder sich über das System der Abweichungen (drei Abweichungen in dem betreffenden Amt und - falls erforderlich - eine Lehrbefähigung und/oder Zusatzausbildung + mind. „ausreichender“ Beurteilungsbericht) in Ordnung gebracht hat und die im Sprachendekret für das betreffende Amt verlangten gründlichen Kenntnisse der Unterrichts- oder Fremdsprache nachweisen kann.
Beispiele: 
· Ein Primarlehrer in einer deutschsprachigen Schule benötigt ein Primarschullehrerdiplom sowie den Nachweis über die gründliche Kenntnis der deutschen Sprache.
· Ein Fachlehrer für Französisch als Fremdsprache in der Primarschule benötigt ein Primarlehrerdiplom, einen Nachweis über die gründliche Kenntnis der französischen Sprache sowie einen Nachweis zur Fremdsprachendidaktik. Die elementaren Deutschkenntnisse, die gemäß Sprachendekret erforderlich sind, sind keine Voraussetzung für die Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn. Sie müssen erst dann nachgewiesen werden, wenn das betreffende Personalmitglied auf unbestimmte Dauer bezeichnet/eingestellt wird.

· Der Mathematiklehrer im Sekundarschulwesen muss neben seinem Diplom als Mathematiklehrer die gründliche Kenntnis der deutschen Sprache nachweisen. 

· Der Französischlehrer im Sekundarschulwesen muss neben seinem Diplom als Französischlehrer die gründliche Kenntnis der französischen Sprache nachweisen. Die gemäß Sprachendekret erforderlichen ausreichenden Deutschkenntnisse müssen erst für die Bezeichnung auf unbestimmte Dauer nachgewiesen werden. 
· Der Englischlehrer im Sekundarschulwesen benötigt gemäß Sprachendekret nur die ausreichenden Deutschkenntnisse. Für dieses Amt werden demnach keine gründlichen Sprachekenntnisse verlangt. Eine Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn ist demzufolge möglich, wenn der erforderliche oder für ausreichend erachtete Befähigungsnachweis vorliegt bzw. alle Bezeichnungs-/Einstellungsbedingungen erfüllt sind.
Dieses Recht bedeutet selbstverständlich nicht, dass das Personalmitglied auf jeden Fall auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn bezeichnet/eingestellt wird. Dies hängt von der Stellensituation ab: von der Zahl der Stellen und von ihrer Dauer. Eine Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn kann nur dann erfolgen, wenn die Stelle für mindestens ein Schuljahr zu besetzen ist. Es können folglich auch Stellen in Frage kommen, die nicht offen sind (Vertretungsstellen), wenn sie voraussichtlich mindestens ein Schuljahr bestehen.

Diese Bezeichnungs-/Einstellungsart ändert nichts an den geltenden Regeln zur Vergabe der Stellen. Diese werden entsprechend der Klassierung zugeteilt. Die definitiv offenen Stellen werden vorrangig den bestklassierten Bewerbern zugewiesen, die ein Recht auf eine Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer haben. Im Anschluss werden die verbleibenden definitiv offenen Stellen den bestklassierten Bewerben zugewiesen, die ein Recht auf eine Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn haben.
Der Schulträger kann ein Personalmitglied, das ein Recht auf eine zeitweilige Bezeichnung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn hat, mit dessen Einverständnis in eine nicht offene Stelle bezeichnen, obwohl definitiv offene Stellen vorhanden sind.
Die Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn wird spätestens am 1. Oktober wirksam. Dies gilt sowohl für neue Bezeichnungen/Einstellungen als auch für Abänderungen an bestehenden Bezeichnungen/Einstellungen (auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn).

Das Personalmitglied ist verpflichtet, eine ihm konform zu seiner letzten Bewerbung angebotene Stelle in dem ihm angebotenen Umfang anzunehmen (unter der Voraussetzung, dass die allgemeine Klassierung eingehalten wurde), es sei denn, es trifft eine anderslautende Übereinkunft mit dem Schulträger.

3 Bewerbung
Ist ein Personalmitglied ein erstes Mal auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn bezeichnet worden, dann gilt dies ab diesem Zeitpunkt als eine über die folgenden Schuljahre weiterlaufende Bewerbung für das betreffende Amt. 

Dies hat konkret zur Folge, dass das Personalmitglied sich bei dem betreffenden Schulträger nur noch für die Ämter bewerben muss, in denen es noch nicht auf unbestimmte Dauer oder auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn bezeichnet/eingestellt worden ist.
Diese Bestimmung ist bei der Erstellung der Bewerber- und Klassierungslisten zu berücksichtigen.

4 Beurteilung
Die Personalmitglieder, die in den Genuss einer Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn gekommen sind, werden genau wie die Personalmitglieder, die auf bestimmte Dauer bezeichnet/eingestellt sind, jährlich durch den Schulleiter beurteilt.  Schließt die Beurteilung mit dem Vermerk „ungenügend“ wird das Personalmitglied vom Amts wegen am 30. Juni des betreffenden Schuljahres entlassen. Selbstverständlich hat es das Recht gegen eine Beurteilung, die seiner Meinung nach nicht angemessen ist, Einspruch vor der Einspruchskammer zu erheben.

5 Schutz vor Versetzung und vor Urlaub zwecks Ausübung desselben oder eines anderen Amtes
Eine Stelle, die von einem Personalmitglied im Rahmen einer Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn bekleidet wird, darf nicht zur Versetzung frei gegeben werden. Auch darf das Personalmitglied nicht durch ein anderes Personalmitglied im Rahmen des Urlaubs zwecks Ausübung desselben oder eines anderen Amtes verdrängt werden.

6 Anrecht auf Inanspruchnahme von Urlaubsformen

Die Personalmitglieder, die auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn bezeichnet/eingestellt sind, haben genau wie die auf bestimmte Dauer bezeichneten/eingestellten Personalmitglieder Zugang zu den nachfolgend aufgelisteten Urlaubsformen:

· Gelegenheitsurlaub;
· außergewöhnlicher Urlaub wegen Fällen höherer Gewalt;
· Urlaub wegen Krankheit oder Gebrechen; 

· Mutterschaftsurlaub 

· thematische Laufbahnunterbrechungen;
· Elternurlaub;
· Adoptions- und Pflegeelternurlaub;
· politischer Urlaub;
· Urlaub aus prophylaktischen Gründen; 

· Urlaub aus zwingenden familiären Gründen; 

· Urlaub zur Ablegung von Prüfungen.
Die klassische Laufbahnunterbrechung, die Urlaubsformen wegen verringerter Dienstleistung, die Zurdispositionstellung aus persönlichen Gründen und die verschiedenen Formen des Vorruhestands (einschl. Altersteilzeit) sind den auf unbestimmte Dauer bezeichneten/eingestellten bzw. den definitiv ernannten/eingestellten Personalmitgliedern vorbehalten. 

7 Stellenverlust

Sollte es zu einem Stellenverlust kommen, kann eine Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn gegebenenfalls ohne Kündigungsfrist beendet werden. Da das Stellenkapital aber schon frühzeitig bekannt ist (die einzige Ausnahme stellt eine Neuberechnung des Stellenkapitals Ende September dar), kann das Personalmitglied, dessen Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn gekündigt werden muss, bereits mehrere Monate vorab informiert werden, damit es sich auf die neue Situation einstellen kann.

Bevor jedoch einem Personalmitglied, das auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn bezeichnet/eingestellt ist, wegen Stellenverlust gekündigt wird, muss zunächst in dem betreffenden Amt den befristet bezeichneten/eingestellten Zeitweiligen gekündigt werden bzw. ihre Anzahl wird am 1. September entsprechend der Zahl der weniger zur Verfügung stehenden Stellen reduziert (es würden weniger Personalmitglieder auf bestimmte Dauer bezeichnet/eingestellt). 
Daraus ergibt sich, dass bei Stellenverlust die Stellen im betreffenden Amt in folgender Reihenfolge abgebaut werden:

1. die Stelle(n) von Personalmitgliedern, die auf bestimmte Dauer zeitweilig bezeichnet/eingestellt sind;
2. die Stelle(n) von Personalmitgliedern, die auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn zeitweilige bezeichnet/eingestellt sind;
3. die Stelle(n) von Personalmitgliedern, die auf unbestimmte Dauer zeitweilig bezeichnet/eingestellt sind;
4. die Stelle(n) von definitiv ernannten Personalmitgliedern.

Dies hat zur Folge, dass bei der Rückkehr des Stelleninhabers nicht automatisch dem ihn vertretenden Personalmitglied gekündigt werden muss, sondern dass vielmehr entsprechend der im vorherigen Absatz erwähnten Reihenfolge gekündigt wird. Innerhalb der Kategorie 1 und 2 kommt dann jeweils der Vergleich der „Titel und Verdienste“ (GUW/OSU) zum Tragen – in umgekehrter Reihenfolge als bei der Bezeichnung/Einstellung. Dennoch sollte der Schulträger bei der Zuteilung der Stellen darauf achten, die Gesamtklassierung der Bewerber entsprechend dem „Sicherheitsgrad“ der Stellen abzuarbeiten (wohl wissend, dass es immer Unwägbarkeiten gibt). So müssen, wie oben erwähnt, die definitiv offenen Stellen vorrangig den Personalmitgliedern zugeteilt werden, die ein Recht auf eine Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer haben und im Anschluss den Personalmitgliedern, die ein Recht auf eine Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn haben.
8 Besoldung und Ausgleichszahlung

Die auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn bezeichneten/eingestellten Personalmitglieder werden als Zeitweilige (also in 1/360stel und mit „Différé-Gehalt“) besoldet. 

Sie haben unter den gesetzlich festgelegten Bedingungen ein Recht auf eine Arbeitslosenentschädigung als Ausgleich für die vom Feriengehalt („Différé”-Gehalt) nicht abgedeckte Periode (wenn das Personalmitglied nicht das ganze Schuljahr vollzeitig beschäftigt war). Der Schulträger stellt deshalb jedem zeitweilig bezeichneten/eingestellten Personalmitglied (egal ob auf bestimmte, auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn oder unbestimmte Dauer) am letzten Schultag das „C4-Formular“ aus. Bei den auf unbestimmte Dauer und auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn bezeichneten Personalmitgliedern ist auf dem C4-Formular folgender Satz zu vermerken: „Motif du chômage: Nomination temporaire de durée continue - Chômage complet pour la période non couverte par la rémunération différée".

Das Personalmitglied muss dann selbst entscheiden, ob es bei der Zahlstelle (Gewerkschaft oder CAPAC) eine Arbeitslosenentschädigung beantragt oder nicht. 

Auch erstellt der Schulträger im Fall einer Teilzeitbeschäftigung weiterhin zu Beginn des Schuljahres die elektronische Meldung des Sozialrisikos Szenario 3 (ehemals C131A-Unterrichtswesen) und händigt dem Personalmitglied eine Kopie der Empfangsbestätigung der Meldung aus. Das Personalmitglied reicht seinerseits das „C131A-Arbeitnehmer“-Formular bei seiner Zahlstelle ein. Diese Formulare ermöglichen es dem teilzeitig beschäftigten Personalmitglied, eventuell eine Ausgleichszahlung während des Schuljahres zu erhalten. Das Personalmitglied teilt der Zahlstelle jede spätere Änderung seiner Situation mit.
9 BVA

Um in den Genuss eines Beschäftigungsverhältnisses als Bezuschusster Vertragsarbeitnehmer (BVA) zu gelangen, darf das betreffende Personalmitglied nicht bereits in einem anderen Beschäftigungsverhältnis stehen. Deshalb kann ein Personalmitglied, das teilzeitig auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn oder auf unbestimmte Dauer bezeichnet/eingestellt ist, nicht zusätzlich einen BVA-Vertrag erhalten. 

10 DIMONA-Erklärung

Bei der DIMONA-Erklärung werden die Personalmitglieder, die auf unbestimmte Dauer ab Dienstbeginn zeitweilig bezeichnet/eingestellt sind, wie die definitiv ernannten Personalmitglieder behandelt. Da das Beschäftigungsverhältnis zwischen Arbeitgeber (Schulträger) und Arbeitnehmer (Schulpersonal) in den Ferienmonaten nicht unterbrochen wird, braucht kein Austrittsdatum eingegeben zu werden.

Ist ein Personalmitglied definitiv ernannt und/ODER zeitweilig auf unbestimmte Dauer (ab Dienstbeginn) bezeichnet/eingestellt, braucht nur ein Eintrag (ohne Austrittsdatum) vorgenommen zu werden. Es spielt dann auch keine Rolle, ob neben der definitiven Ernennung und/oder der Bezeichnung/Einstellung auf unbestimmte Dauer (ab Dienstbeginn) noch eine zeitweilige Bezeichnung/Einstellung auf bestimmte Dauer erfolgt.

Dieses Grundprinzip gilt pro Schulträger, pro Schule (außer OSU) und pro Schulebene (Kindergarten, Primarschule, Sekundarschule usw.). Ist ein Personalmitglied z.B. im FSU in der Schule A definitiv ernannt und in der Schule B auf bestimmte oder unbestimmte Dauer zeitweilig eingestellt, müssen zwei Einträge vorgenommen werden (zwei verschiedene Schulen). Dasselbe gilt für den Fall, dass ein Personalmitglied in einer Gemeinde z.B. sowohl als Kindergärtnerin als auch als Primarschullehrerin auf unbestimmte Dauer (ab Dienstbeginn) eingestellt wird (zwei verschiedene Schulebenen).

Zur Erinnerung einige allgemeine Prinzipien in Sachen DIMONA:

Dienstantritt des Personalmitgliedes

· Das Datum des Dienstantritts muss dem ersten Arbeitstag der Bezeichnung oder der Einstellung entsprechen.

· Dieses Datum kann bereits vor dem Dienstantritt eingegeben werden.

· Es muss spätestens in der letzten Stunde vor Dienstantritt des Personalmitgliedes eingegeben werden.

· Das Datum muss noch am Tag selbst, an dem sich herausstellt, dass das Personalmitglied seinen Dienst nicht zum angegebenen Zeitpunkt angetreten hat, korrigiert werden oder die Erklärung muss annulliert werden.

Dienstaustritt des Personalmitgliedes
· Das Datum des Dienstaustritts muss dem letzten Arbeitstag der Bezeichnung oder der Einstellung entsprechen.

· Im Fall einer Bezeichnung oder Einstellung für einen bestimmten Zeitraum kann dieses Datum bereits beim Dienstantritt mitgeteilt werden. Es ist möglich das Datum später zu ändern, wenn das Personalmitglied seinen Dienst zu einem anderen Zeitpunkt als ursprünglich vorgesehen beendet.

· Das Datum des Dienstaustritts muss allerdings auf jeden Fall spätestens an dem Tag mitgeteilt werden, an dem das Personalmitglied seinen Dienst beendet.
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